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1. Teilnehmende der deutschen Delegation

An der achtzehnten Tagung der Interparlamentarischen Konferenz iiber Stabilitét, wirtschaftspolitische Koordi-
nierung und Steuerung in der Europiischen Union (SWKS-Konferenz) sowie der Hochrangigen Konferenz zur
Aufbau- und Resilienzfazilitit nahmen die folgenden Mitglieder des Deutschen Bundestages teil:

Abgeordneter Christian Petry (SPD), Delegationsleiter,
Abgeordneter Ralph Brinkhaus (CDU/CSU),

Abgeordnete Dr. Ingeborg Grifile (CDU/CSU),

Abgeordneter Stefan Miiller (CDU/CSU),

Abgeordnete Sabine Griitzmacher (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN),
Abgeordnete Jamila Schifer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN),
Abgeordneter Karsten Klein (FDP) sowie

Abgeordneter Peter Boehringer (AfD).

2. Einfiihrung

Die Einrichtung der Konferenz geht auf Artikel 13 des Vertrags iiber Stabilitit, Koordinierung und Steuerung in
der Wirtschafts- und Wéhrungsunion (Fiskalvertrag) vom 2. Mérz 2012 zuriick. Darin verpflichten sich die Un-
terzeichnerstaaten — zu denen mittlerweile alle Mitgliedstaaten der Europdischen Union gehdren — zur Aufnahme
einheitlicher und verbindlicher Haushaltsregeln in ihre nationalen Rechtsordnungen, vorzugsweise auf Verfas-
sungsebene. Dariiber hinaus ist in Artikel 13 die Griindung einer Konferenz von Vertretern der einschlégigen
Ausschiisse der nationalen Parlamente und des Européischen Parlaments (EP) vorgesehen, in der haushalts-, wirt-
schafts- und finanzpolitische Maflnahmen geméal3 der Regelungen des Fiskalvertrags beraten werden sollen. Die
erste SWKS-Konferenz fand im Herbst 2013 in Vilnius (Litauen) statt.

GemalB ihrer Geschéiftsordnung, die im November 2015 verabschiedet wurde, soll die Konferenz einen Rahmen
fiir den Austausch von Informationen und bewihrten Verfahren in Bezug auf die Umsetzung der Bestimmungen
des Fiskalvertrags bieten. Eine weitere Aufgabe ist die Gewidhrleistung der demokratischen Rechenschaftspflicht
im Bereich der wirtschaftspolitischen Steuerung und Haushaltspolitik in der EU und insbesondere der Wirt-
schafts- und Wihrungsunion (WWU). Zudem legt die Geschiftsordnung fest, dass sich die Delegierten im Friih-
jahr im Rahmen der Europdischen Parlamentarischen Woche des EP in Briissel treffen, wihrend die Konferenz
im Herbst in demjenigen Land stattfindet, das im zweiten Halbjahr den Vorsitz im Rat der Européischen Union
innehat.

Die Delegation des Deutschen Bundestages besteht in der 20. Wahlperiode aus elf festen Mitgliedern aus allen
dort vertretenen Fraktionen. Aufgrund der Querschnittsaufgabe der Konferenz sind dies Abgeordnete aus dem
Haushalts- und Finanzausschuss sowie dem Ausschuss flir die Angelegenheiten der Europdischen Union. Der
Bundesrat ist regelméfBig mit mehreren Delegierten bei der Konferenz vertreten

3. Verlauf der Tagung

Die diesjéhrige Européische Parlamentarische Woche, die in der Regel neben der Interparlamentarischen Konfe-
renz {iber SWKS die Konferenz des EP zum Europdischen Semester umfasst und mehrere Plenarsitzungen sowie
interparlamentarische Ausschusssitzungen beinhaltet, fand aufgrund der Coronapandemie als Videokonferenz mit
einem gekiirzten Programm statt. Unter dem gemeinsamen Vorsitz der franzdsischen Nationalversammlung, des
franzosischen Senats und des EP standen im Rahmen der SWKS-Konferenz zwei Plenarsitzungen zu den Themen
EU-Eigenmittel und Reform des Stabilitéts- und Wachstumspakts sowie eine hochrangige Konferenz zur Aufbau-
und Resilienzfazilitdt mit zwei Sitzungen auf dem Programm.

Die Impulsvortrdge der Tagung hielten unter anderem Valdis Dombrowskis, Exekutiv-Vizeprisident der Euro-
paischen Kommission (KOM), Antonio Costa, portugiesischer Ministerpriasident, Paolo Gentiloni, EU-Kom-
missar fliir Wirtschaft, sowie Abgeordnete der nationalen Parlamente und des EP. Zur BegriiBung der Teilneh-
menden {ibermittelten Roberta Metsola, Prasidentin des Europédischen Parlaments, und Dr. Ursula von der
Leyen, Prisidentin der Europdischen Kommission, eine Videobotschaft.

Auf der Tagung waren Abgeordnete von Parlamenten aus 24 Mitgliedstaaten der EU und des EP vertreten. Dar-
iiber hinaus nahmen Delegierte aus Nordmazedonien sowie Norwegen als Beobachter teil.
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3.1. Plenarsitzung: Das Eigenmittelsystem der EU

Die Plenarsitzung wurde gemeinsam von der Vizeprésidentin des EP, Dita Charanzova, sowie den Vorsitzenden
der Finanzausschiisse von franzosischer Nationalversammlung und Senat, Eric Woerth und Claude Raynal,
geleitet. In ihren einleitenden Worten forderte Charanzova neue Eigenmittel fiir die Riickzahlung der Anleihen,
die im Rahmen des Aufbauinstruments Next Generation EU aufgenommen wurden. Sie begriifite, dass die KOM
die lang geforderte Reform der Einnahmenseite des EU-Haushalts in Angriff genommen habe, damit ausreichende
Mittel zur Umsetzung der politischen Ziele der EU und zum Umgang mit den aktuellen Herausforderungen zur
Verfiigung stiinden. Auch der Abgeordnete Woerth hielt eine Debatte iiber neue Eigenmittel fiir dringend not-
wendig. Nur so kdnnten schnell Einzelheiten wie der Verteilerschliissel fiir die verschiedenen Einnahmequellen
geklart werden. Thm sei dabei wichtig, dass die zu beschlieBenden neuen Abgaben nicht zu héheren Verbraucher-
preisen flihrten. Sein Kollege Raynal sprach sich fiir einen Korb neuer Eigenmittel aus, die den Anteil der Beitrage
der Mitgliedstaaten, die aktuell 70 Prozent der Einnahmen des EU-Haushalts darstellten, senken sollten.

Der Leiter der Generaldirektion Haushalt der KOM, Jan Koopman, erlduterte die Vorschlédge fiir neue Eigenmit-
tel. Neue und damit hohere Eigenmittel seien unerlésslich, um den Riickzahlungsverpflichtungen in Hohe von
800 Milliarden Euro aus Next Generation EU nachkommen zu kdnnen. Die Riickzahlungsverpflichtungen diirfen
aus seiner Sicht nicht dazu fiithren, andere Programme im EU-Haushalt zu verdriangen oder die Beitrdge der Mit-
gliedstaaten zu erhdhen. Daher schligt die KOM zunéchst drei neue Eigenmittelarten vor, basierend auf der Be-
steuerung multinationaler Unternehmen, dem bestehenden Emissionshandelssystem und einem CO:-Grenzaus-
gleichssystem. Entsprechend der mit dem EP in einer interinstitutionellen Vereinbarung verabredeten Roadmap
wird die KOM im Jahr 2023 weitere Vorschlige fiir neue Eigenmittelquellen vorschlagen.

Als weiterer Impulsgeber sprach Alain Lamassoure, Mitglied der Interinstitutionellen Hochrangigen Gruppe fiir
Eigenmittel. Er kritisierte den EU-Haushalt als nicht zeitgemaB. Seit der Finanzkrise 2008 begegne die EU einer
Herausforderung nach der anderen auf der Basis von Festlegungen fiir den Haushalt, die im Jahr 1990 getroffen
worden seien. Zudem sei der EU-Haushalt viel zu gering dimensioniert, aus den Beitrigen der Mitgliedstaaten
lieBe sich lediglich die Agrar- und Kohésionspolitik finanzieren. Auch das Verfahren zur Aufstellung des Haus-
halts bediirfe einer grundlegenden Reform. Die gegensitzlichen Interessen von Nettoempfingern und Nettozah-
lern wiirden unter Ausschluss der Offentlichkeit von den europiischen Staats- und Regierungschefs verhandelt,
dies halte er flir antieuropdisch und intransparent. Der EU-Haushalt miisse in Zukunft flexibler auf Krisen reagie-
ren konnen und diirfe nicht auf sieben Jahre starr festgelegt sein.

In der sich anschlieBenden Diskussion sprachen sich viele Delegierte fiir eine zeitnahe Einflihrung zusétzlicher
Eigenmittel aus. MAEP José Manuel Fernandes (EVP) merkte an, dass die Finanzierung des EU-Haushalts mit
neuen Eigenmitteln dringend geboten sei, da derzeit die beiden wirtschaftlich starksten Mitgliedstaaten mit ihren
nationalen Beitrégen fiir fast 40 Prozent des Haushalts aufkdmen. Das Programm Next Generation EU verdiene
seinen Namen nicht, wenn dadurch die kiinftigen Generationen iiberméBig finanziell belastet wiirden. Thr Land
begriile eine globale Bekdmpfung von Steuervermeidung und -hinterziechung durch internationale Konzerne be-
richtete die Abgeordnete Grozdana Peric (Kroatien), wies aber darauf hin, dass eine globale Mindestbesteuerung
zwar die Steuergerechtigkeit erhGhe, aber so angelegt sein miisse, dass sie nicht zu hoheren Preisen fiir digitale
Dienste fithre. MdB Dr. Ingeborg Grifile (CDU/CSU) pladierte fiir solide Staatsfinanzen und stellte drei Krite-
rien fiir das Eigenmittelsystem der EU auf. Zukiinftige Eigenmittel miissten einfach, fair und transparent sein. Sie
diirften nicht zu zusétzlichen Belastungen fiir die Industrie fiihren. Das von der KOM vorgeschlagene Paket sei
nicht in Génze nachvollziehbar, es fehlten Zahlen und detaillierte Informationen zu den Belastungen fiir Unter-
nehmen.

Der Abgeordnete Kai Jan Krainer (Osterreich) plidierte fiir eine pragmatische Herangehensweise. Manche Steu-
ern funktionierten besser auf europdischer Ebene, wenn man z. B. an die Besteuerung des Flugverkehrs denke.
Die Finanzierung des EU-Haushalts miisse auf europiischer Ebene durch das EP beschlossen werden, da das
Haushaltsrecht in seinem Verstindnis nur dem Parlament zustehe. MdEP Joachim Schuster (S&D) wiinschte
sich eine Versachlichung der Debatte dariiber, auf welcher Ebene Mittel ausgegeben werden sollten. Bei der Be-
reitstellung von Geldern zur Bekdmpfung aktueller Krisen wie der Ukraine-Krieg gidbe es grole Einigkeit, dies
solle auch bei der entsprechenden Finanzierung gelten. MAEP Rasmus Andresen (Griine/EFA) drang auf eine
Beschleunigung bei der Einflihrung der neuen Eigenmittel. Auf Mitgliedstaaten, die die Entscheidung blockieren
wollten, miisse daher zugegangen werden. Zudem solle die europdische Unabhéngigkeit im Bereich der Energie-
sicherheit sowie eine globale Mindeststeuer fiir multinationale Konzerne erreicht werden. Eine weitere wichtige
Aufgabe sei die sofortige Einrichtung eines Kriseninstruments.
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3.2 Plenarsitzung: Reform des Stabilitits- und Wachstumspakts

Irene Tinagli, Vorsitzende des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung des EP, leitete die zweite Sitzung ge-
meinsam mit den Vorsitzenden der Finanzausschiisse der franzosischen Nationalversammlung und des franzosi-
schen Senats, Eric Woerth und Claude Raynal. MdEP Tinagli sprach die negativen Auswirkungen des russi-
schen Krieges in der Ukraine auf das Wachstum in der EU an. Die Budgetregeln miissten in Zukunft flexibel,
nachvollziehbar und transparent sein. Die Vorsitzenden Raynal und Woerth wiesen darauf hin, dass die Anwen-
dung der Regeln derzeit ausgesetzt sei und pladierten dafiir, die Zeit zu nutzen, um einen Kompromiss zur Reform
des Stabilitéts- und Wachstumspakts zu finden. Laut Woerth brauche es neue Kriterien, die der Realitdt in den
einzelnen Mitgliedstaaten Rechnung triigen.

Valdis Dombrovskis, Exekutiv-Vizeprasident der KOM, betonte in seinem Impulsreferat, dass die Friihjahrs-
prognose mafigeblich sein werde fiir die finale Entscheidung, ob die allgemeine Ausweichklausel fiir 2023 wieder
deaktiviert werde. Eine Reform der Fiskalregeln sollte daher bis Ende des Jahres 2022 abgeschlossen sein. Das
aktuelle Regelwerk habe die hohen Schuldenstinde nicht senken kdnnen und habe zu oft zu Einschnitten bei
Investitionen gefiihrt. Die Kriterien, nach denen eine Neuverschuldung in Héhe von drei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts und ein Gesamtschuldenstand von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts moglich seien, sollten aus
seiner Sicht beibehalten werden. Die Regeln fiir den Schuldenabbau seien hingegen zu hinterfragen. Der Abbau
hoher Schuldensténde solle glaubhaft, nachhaltig und wachstumsfreundlich erfolgen. Investitionen sollten nicht
gekiirzt werden miissen. Zudem seien stirkere nationale Verantwortlichkeit, Einfachheit und weniger Komplexi-
tdt Ziele der KOM bei einer Reform.

Paolo Gentiloni, EU-Kommissar fiir Wirtschaft, bewertete positiv, dass die europdische Wirtschaft mit hohem
Wachstum ins Jahr 2022 gestartet sei. Allerdings seien die Schuldenstdnde sehr hoch, insbesondere durch Stiit-
zungsmalBnahmen wihrend der Pandemie. Gentiloni sprach sich fiir eine Balance von Schuldenabbau und nach-
haltigem Wachstum aus. Der Abbau miisse graduell erfolgen. Offentliche strategische Investitionen miissen ge-
fordert werden. Die guten Erfahrungen mit den Aufbau- und Resilienzplanen sollten fiir eine starkere Verantwort-
lichkeit der Mitgliedstaaten bei den Fiskalregeln genutzt werden. Die zukiinftigen Fiskalregeln sollten realistisch
und weniger komplex sein, und dann aber auch besser durchgesetzt werden.

Der Abgeordnete Laurent Saint-Martin, Berichterstatter im Finanzausschuss der franzosischen Nationalver-
sammlung, sprach sich fiir die Verlangerung der Ausweichklausel im Stabilitits- und Wachstumspakt aus, um auf
die negativen Auswirkungen des Ukrainekrieges reagieren zu kdnnen. Er erinnerte daran, dass die Regeln aus den
1990er Jahren stammten und den aktuellen Herausforderungen nicht gerecht wiirden. Fiir mehr Spielraum sollten
die Verschuldungsregeln gelockert sowie Kriterien fiir die Verschuldung, die fiir Investitionen erforderlich sei,
eingefiihrt werden. Frankreich habe seine Verfassung so gedndert, dass nachhaltige Schulden in gréerer Hohe
erlaubt seien.

Senator Jean-Francois Husson, Berichterstatter im Finanzausschuss des franzosischen Senats, schloss sich die-
sen Ausfithrungen an. Die Regeln des Stabilitdts- und Wachstumspakt stiinden schon lange in der Kritik, nun sei
es an der Zeit, mehr Flexibilitét fiir die Mitgliedsstaaten zu schaffen, zumal die nationalen Haushaltspolitiken
Einfluss auf die gesamte Eurozone hétten. Dennoch konne nicht fiir jeden Mitgliedstaat die gleiche Losung fiir
die Ausgabenpolitik gelten. Die Regeln sollten vereinfacht werden, und Wachstum diirfe nicht mehr hinter Stabi-
litdt zurtickstehen.

MdJEP Margarida Marques (S&D), Berichterstatterin im EP fiir die Uberpriifung des makrodkonomischen
Rechtsrahmens, machte auf die wirtschaftlichen Folgen des Ukrainekrieges aufmerksam, die heute noch nicht
iiberblickt werden konnten. Abgesehen von der Krisenbekdmpfung miissten auch Gesundheit, Sicherheit und an-
dere offentliche Giiter finanziert werden, eine wirtschaftspolitische Steuerung in der EU sei daher essentiell. Mit
den Programmen Next Generation EU und Repower EU miisse eine nachhaltige und soziale Wirtschaftspolitik
verfolgt werden, vor allem angesichts der zu erwartenden Preissteigerungen filir Lebensmittel und Energie.

In der nachfolgenden Diskussion forderten viele Delegierte eine Reform der Fiskalregeln noch in diesem Jahr.
Die komplexen Regeln sollen vereinfacht und realistischer werden. Einige Delegierte sprachen sich fiir neue Kri-
terien aus, insbesondere fiir die Hohe des Schuldenstands. Der Abgeordnete Victor Valentin Piriz (Spanien)
machte darauf aufmerksam, dass manche Mitgliedstaaten von Krisen stirker betroffen seien als andere. Daher
solle der Abbau der hohen Schuldenstéinde individuell mit den betroffenen Mitgliedstaaten verabredet werden,
um einen wachstums- und investitionsfreundlichen Kurs zu ermoglichen. Ein Modell zum Schuldenabbau, das
fiir alle Mitgliedstaaten gelten solle, lehnte auch MdEP Billy Kelleher (Renew) ab. Er bedauerte zudem, dass die
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MaBnahmen der Europiischen Zentralbank nicht in Diskussionen einbezogen wiirden, da sie doch einen wichtigen
Baustein zum nachhaltigen Wirtschaftswachstum darstellten.

Mit Blick auf die Auswirkungen des Angriffskrieges Russlands gegen die Ukraine auf die europdische Wirtschaft
verbat sich der Abgeordnete Igors Pimenovs (Lettland) eine Riickkehr zur Austerititspolitik. Ausgaben fiir In-
vestitionen diirften nicht auf den Schuldenstand angerechnet werden, denn diese seien marktwirtschaftlich erfor-
derlich. Dem schloss sich MdEP Kira Marie Peter-Hansen (Griine/EFA) an. Die Haushaltspolitik der EU-Staa-
ten diirfe sich nicht von Krise zu Krise hangeln, sondern miisse ldngerfristig und nachhaltig gedacht werden. Um
Menschen statt Zahlen in den Mittelpunkt des Haushalts stellen zu kénnen, sollten die Fiskalregeln vor allem
Investitionen in Gesundheit und Soziales ermdglichen. Die Abgeordnete Eftychia Achtsioglou (Griechenland)
bemingelte ebenfalls, dass die derzeitigen Verschuldungsregeln keineswegs sozialen Aspekten gerecht wiirden.
Zudem seien sie nicht mehr zeitgemal. Fiir die Reform der Regeln wiinsche sie sich eine bessere Beteiligung der
nationalen Parlamente und des EP.

4. Hochrangige Konferenz zur Aufbau- und Resilienzfazilitat (ARF)
4.1 Sitzung 1

Die erste der beiden Sitzungen der Hochrangigen Konferenz stand unter dem Vorsitz von Irene Tinagli, Vorsit-
zende des Ausschusses flir Wirtschaft und Wéhrung des EP, und Johann Van Overtveldt, Vorsitzender des Haus-
haltsausschusses des EP sowie Laurent Saint-Martin, Berichterstatter im Finanzausschuss der franzosischen
Nationalversammlung und Jean-Frangois Husson, Berichterstatter im Finanzausschuss des franzdsischen Senats.
MAEP Van Overtveldt wies darauf hin, dass das Programm Next Generation EU vor allem der Finanzierung
des digitalen und griinen Wandels sowie dem Aufbau einer besseren wirtschaftlichen Resilienz dienen solle.
Wenn die Mittel nun effektiv genutzt wiirden, kdnnten auch die Folgen des Ukrainekrieges abgemildert werden.
MAJEP Tignali rief dazu auf, die Erfahrungen aus der Anwendung der Aufbau- und Resilienzfazilitdt zu nutzen
und sowohl aus Fehlern als auch aus Erfolgen zu lernen.

Antonio Costa, portugiesischer Ministerprasident, begriifite in seinem Einfiihrungsbeitrag, dass durch das ge-
meinsame entschlossene Handeln von Mitgliedstaaten und européischen Institutionen das Wirtschaftswachstum
fast wieder das Niveau vor der Coronakrise erreicht hitte. Mit den Mitteln aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit
sollten nun Sicherheitsnetze fiir Beschiftigte, 6ffentliche Haushalte und Unternehmen geschaffen werden. Eine
einheitliche Bewertung und Begleitung der nationalen Wiederaufbauplédne durch die KOM koénne Transparenz
und Vertrauen schaffen. Die weitere Aufgabe der Politik sei es nun, realistische Ziele anzugehen. Zukiinftig solle
eine goldene Regel eingefiihrt werden, nach der Investitionen in den Bereichen Klimawandel und Digitalisierung
nicht auf den Schuldenstand angerechnet wiirden. Daneben konnten die neuen Eigenmittel wie die globale Be-
steuerung multinationaler Unternehmen sowie der COz-Ausgleichmechanismus ein hoheres Investitionsvolumen
mobilisieren.

Der Abgeordnete Saint-Martin befiirwortete die Fazilitidt anhand der Ergebnisse aus Frankreich. 45 Milliarden
Euro seien Frankreich zur Verfiigung gestellt worden, die in den Bereichen Klimawandel, Digitalisierung und
regionalen Zusammenhalt investiert worden seien. Uber die EU-Ziele hinaus strebe Frankreich die CO»-Neutrali-
tdt bis 2050 an. Die Riickzahlung der gemeinschaftlichen Schulden sehe er durch die neuen Eigenmittel gesichert.
Erste Lehren aus der Implementierung der Aufbau- und Resilienzfazilitit zog Senator Husson. So habe die kom-
plementire Finanzierung durch EU- und nationale Mittel den erforderlichen Spielraum fiir die individuellen Be-
darfe eroftnet. Frankreich habe sich realistische Zielmarken gesetzt, die nun Schritt fiir Schritt umgesetzt wiirden.
Mit den neuen Eigenmitteln erhoffe er sich eine Entlastung der Nettozahler.

Der Berichterstatter im EP zur Aufbau- und Resilienzfazilitdt, MAEP Siegfried Muresan (EVP), machte darauf
aufmerksam, dass das Instrument nicht nur zum Wiederaufbau der Wirtschaft nach der Coronakrise diene, sondern
die Mittel auch verwendet werden miissten, um eine hohere Resilienz zu schaffen. Er kritisierte, dass etliche
Staaten mit den EU-Geldern lange geplante MaBinahmen finanzierten, statt wie gefordert neue Programme aufzu-
setzen. Seine Co-Berichterstatterin, MAEP Eider Gardiazabal Rubial (S&D), wandte ein, dass der EU-Haushalt
in seiner jetzigen Form nicht zur Bekdmpfung von Krisen geschaffen sei. Sie begriifite die bessere Beteiligung
des EP bei der Aufstellung und der Ausfithrung von Programmen wie Next Generation EU und forderte eine
Uberarbeitung des Europiischen Semesters. Zu mehr Investitionen in Energiesicherheit und erneuerbare Energien
rief Co-Berichterstatter MAEP Dragos Pislaru (Renew) auf. Alle Mallnahmen miissten fiir kommende Generati-
onen mitgedacht werden. Die heutigen Jugendlichen wiren bereits jetzt von der Coronakrise am stirksten betrof-
fen.
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Céline Gauer, Leiterin der Task Force Aufbau und Resilienz der KOM, zog drei Lehren aus den bisherigen Er-
fahrungen mit der Aufbau- und Resilienzfazilitdt. Erstens habe die schnelle Implementierung zu guten Ergebnis-
sen gefiihrt. Ein Beispiel fiir einen erfolgreichen Einsatz der Mittel sei die Digitalisierung an Schulen. Zweitens
sollten die Mitgliedstaaten fiir weitere Maflnahmen die landerspezifischen Empfehlungen der KOM im Rahmen
des Europdischen Semesters beriicksichtigen, nur so konnten die Folgen des Ukrainekrieges abgemildert werden.
Sie riet drittens den nationalen Parlamenten, sich stirker bei der Implementierung der Aufbau- und Resilienzfazi-
litdt einzubringen und die geplanten Schritte 6ffentlich und mit der Zivilgesellschaft zu debattieren.

Etliche der wortnehmenden Delegierten duBerten in der Diskussion ihre Befiirchtungen, dass das Volumen der
Autfbau- und Resilienzfazilitit und der nationalen Aufbau- und Resilienzplidne aufgrund der zusitzlichen Belas-
tung durch den Krieg in der Ukraine nicht ausreichend sei. Der Abgeordnete Laszlé Varju (Ungarn) machte
darauf aufmerksam, dass nicht alle Mitgliedstaaten in der Lage seien, die von der KOM im Rahmen der Aufbau-
und Resilienzfazilitdt angebotenen Kredite in Anspruch zu nehmen, da aufgrund der unsicheren Lage durch den
Ukrainekrieg die Riickzahlung nicht gesichert sei. Die fehlende Verkniipfung von nationalen Wiederaufbauplianen
kritisierte MAEP José Manuel Fernandes (EVP). Aus seiner Sicht sei beispielsweise eine grenziiberschreitende
Zusammenarbeit Spaniens und Portugals im Energiesektor nétig. Auch im Hinblick auf den Européischen Vertei-
digungsfonds sei mehr Kooperation und Koordination der einzelnen Mitgliedstaaten erforderlich.

Die Abgeordnete Christiana Erotokritou (Zypern) merkte an, dass der Ukrainekrieg gezeigt habe, wie verletz-
lich die EU im Bereich der Energiesicherheit sei. Zypern biete sich aufgrund seiner guten Beziehungen zu den
Léndern des Ostlichen Mittelmeerraums als Vermittler fiir Abkommen der gesamten EU mit jenen Lénder an.
Angesichts einer neuerlichen Wirtschaftskrise durch den Krieg in der Ukraine forderte MdEP Margarida
Marques (S&D) ein neues Programm Next Generation EU 2.0. Neue Prioridten bendtigten nicht nur eine Auf-
stockung der Mittel, sondern eine komplette Uberarbeitung. Daneben sei fiir das Gelingen der MaBnahmen ein
gegenseitiges Vertrauen sowie die Ubereinstimmung von nationalen und europiischen Zielen dringend erforder-
lich. MAEP Damian Boeselager (Griine/EFA) schloss sich der Forderung nach mehr Solidaritét innerhalb der EU
an. Die einzelnen Mitgliedstaaten seinen unterschiedlich abhéngig von Exporten nach oder Gasimporten aus Russ-
land. Mit einem gemeinsamen Fonds konne die Einheit und Geschlossenheit der EU, vor allem gegeniiber Russ-
land, demonstriert werden.

4.2 Sitzung 2

Auch die zweite Sitzung der Hochrangigen Konferenz zur Aufbau- und Resilienzfazilitit wurde von Irene
Tinagli, Vorsitzende des Ausschusses fiir Wirtschaft und Wahrung des EP, und Johann Van Overtveldt, Vorsit-
zender des Haushaltsausschusses des EP sowie Laurent Saint-Martin, Berichterstatter im Finanzausschuss der
franzosischen Nationalversammlung und Jean-Frangois Husson, Berichterstatter im Finanzausschuss des fran-
zOsischen Senats, geleitet.

In ihrem Impulsreferat stellte Anelia Stefanova, Leiterin des Programms Transformation der Nichtregierungsor-
ganisation CEE Bankwatch die Ergebnisse einer Studie zur Auswirkung der Mittel aus der Aufbau- und Resilien-
zfazilitit auf den griinen Wandel in den osteuropdischen Staaten dar. Die osteuropédischen Staaten stiinden als
besondere NutznieBer der Fazilitdt im Mittelpunkt der Untersuchung. Stefanova beméngelte, dass noch zu viele
Investitionen und Subventionen in die Nutzung von Erdgas flieBen wiirden. Zudem wiirde zu wenig fiir die For-
derung von Biodiversitdt unternommen. Daneben seien die Entscheidungen zur Verwendung von Gelder zu wenig
transparent und beteiligten die Zivilgesellschaft nicht ausreichend. Vor diesem Hintergrund forderte sie eine Uber-
arbeitung der Fazilitit, um mehr Energiesicherheit und eine bessere Bekdmpfung des Klimawandels erreichen zu
konnen.

Richard van Zwol, Vorsitzender des Netzwerks unabhéngiger Finanzinstitutionen in der EU, berichtete von den
Untersuchungen der verschiedenen Organisationen des Netzwerks, die sich mit den Auswirkungen von finanzpo-
litischen Entscheidungen auf die jeweiligen Haushalte befassten. Eine solche unabhingige Uberpriifung habe es
fiir das Programm Next Generation EU nicht gegeben, was aus seiner Sicht sehr bedauerlich sei. Die nationalen
Wiederaufbauplidne wiirden zwischen der KOM und den nationalen Regierungen verhandelt, ohne unabhingige
Expertise heranzuziehen oder die Offentlichkeit zu beteiligen. Damit sei auch die demokratische Verantwortlich-
keit der Parlamente beziiglich der Verwendung der Mittel erschwert. Die KOM habe zwar gleiche Ziele fiir alle
Mitgliedstaaten vorgegeben, es gebe jedoch keinen EU-weiten Gesamtiiberblick der Maflnahmen, so dass eine
vergleichende Bewertung sehr schwierig sei.
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Tommaso Nannicini, Mitglied des Ausschusses fiir EU-Angelegenheiten des italienischen Senats, betonte, dass
Einigkeit unter den Mitgliedstaaten die grofe Stirke der EU sei. Haufig gebe es aber gegenseitiges Misstrauen,
wenn liber eine gemeinsame Finanzpolitik debattiert werde. Um die gemeinsamen politischen Ziele zu erreichen,
sei mehr wirtschaftliche Integration in der EU vonndten. Diese komme allen Mitgliedern zugute, da sie auch die
soziale Kohdsion stirke. Daneben wies er auf die Bedeutung der Geldpolitik der Europdischen Zentralbank zur
Stabilisierung und Stérkung der europdischen Wirtschaft hin. Dabei kénne noch mehr Erfolg mit einer besseren
Koordinierung der Geldpolitik und den nationalen Fiskalpolitiken erreicht werden. Er begriiite die derzeitige Aus-
setzung der Verschuldungsregeln des Stabilitéts- und Wachstumspakt und forderte bei seiner Reform die Einfiih-
rung der sogenannten goldenen Regel, nach der Ausgaben flir Investitionen nicht auf den Schuldenstand ange-
rechnet werden sollten.

Zahlreiche Delegierte bezeichneten im anschlieBenden Meinungsaustausch das Programm Next Generation EU
als bedeutenden Beitrag zur Bekdmpfung der Folgen der Coronakrise und zum Aufbau wirtschaftlicher Resilienz,
so der Abgeordnete Ioan Sebastian Burduja (Ruménien). Die Lehre aus den jiingsten Krisen sei, Entscheidungen
schneller zu fillen und flexibler zu handeln. Erste Erfahrungen aus der Implementierung des Programms zeigten
nach Ansicht von MdEP Isabel Benjumea (EVP), dass die Koordinierung mit lokalen und regionalen Behdrden
fiir eine schnelle und gewinnbringende Verwendung der Mittel sorgen konne. Allerdings kritisierte sie die man-
gelnde Transparenz bei der Mittelvergabe und sprach sich dahingehend fiir eine Uberarbeitung aus. MdEP
Atidzhe Alieva-Veli (Renew) berichtete, dass die Aufbau- und Resilienzfazilitit fiir viele Staaten ein Erfolgsmo-
dell gewesen sei. Sie pladierte dafiir, die Mittel aus der Fazilitit zu nutzen, um in den digitalen und griinen Wandel
zu investieren. Nationale Parlamente und das EP miissten dabei stirker zusammenarbeiten.

MAEP Markus Pieper (EVP) bezeichnete die Aufbau- und Resilienzfazilitit als wichtigen Beitrag zur Bekédmp-
fung der Folgen der Coronakrise, beflirchtete aber, dass die Finanzierung durch eine Verschuldung der EU zu
einer Schuldengemeinschaft fiihren konne. Die vorhandenen Mittel hitten besser genutzt werden sollen. Der
Haushaltskontrollausschuss des EP hitte Zweifel an der transparenten Handhabung der Gelder, da bislang keine
konkreten Daten vorldgen. Die zukiinftigen Herausforderungen durch den Klimawandel miissten im Mittelpunkt
der Uberlegungen zur Verwendung der Mittel aus der Aufbau- und Resilienzfazilitiit stehen, forderte der Abge-
ordnete Nelson Silva (Portugal). Die EU stehe in der Pflicht, die langfristigen Interessen der Biirger zu verteidi-
gen. Dafiir miisse die EU vor allem nachhaltige und langfristige Ziele der Dekarbonisierung der Wirtschaft
und der unabhingigen Versorgung mit Energie und Lebensmitteln verfolgen. Der Abgeordnete Jean-Marie
Mizzon (Frankreich) zeigte sich erfreut {iber die kurze Zeit, innerhalb derer das Instrument Next Generation EU
aufgestellt wurde, bekriftigte aber die zuvor geduBerten Bedenken zur Riickzahlung der dafiir aufgenommenen
Schulden. Die Einnahmen durch die neuen Eigenmittel hétten zweckgebunden gestaltet werden sollen, diesbe-
ziigliche Vorschldge der KOM fanden sich aber nicht in der entsprechenden interinstitutionellen Vereinbarung.
Er pladierte dafiir, in den Parlamenten mehr iiber die Riickzahlung der Kredite zu debattieren.

Berlin, den 23. Juni 2022

Christian Petry
Delegationsleiter



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstraRe 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KdlIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-8333



	Deutscher Bundestag Drucksache 20/2505
	1. Teilnehmende der deutschen Delegation 
	2. Einführung 
	3. Verlauf der Tagung 
	3.1. Plenarsitzung: Das Eigenmittelsystem der EU 
	3.2 Plenarsitzung: Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts 

	4. Hochrangige Konferenz zur Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) 
	4.1 Sitzung 1 
	4.2 Sitzung 2 


